
ten, dann 
glauben wir, 
Markt und Wett-
bewerb sind die ent-
scheidenden sozialen 
Ordnungsparameter, und 
der Einzelne darf in diesem 
Marktgefüge machen, was er will. 
Und weil der Einzelne ein Konsument ist, 
ist der freie Konsum das höchste politische 
Gut geworden.

Das bedeutet ...?
Auch der Freiheitsbegriff wird auf Konsum 
verengt. Eine gute Politik ist die, in der hem-
mungslos individuell konsumiert wird. Und 
das heißt, Konsum muss nicht gerechtfertigt 
werden. Das sind die Vorstellungen, die die 
Leute zu diesem „Ich möchte nichts verbo-
ten bekommen, ich möchte nicht verzich-
ten“-Argument bringen. Sie sagen: Ich fahre, 
so schnell ich möchte, ich fliege, so oft ich 
will, und ich esse so viel Fleisch, wie ich 
möchte. Aber wir haben auch viele Jahre lang 
vermittelt bekommen, dass das so richtig ist.

Also meinen Sie, dass die Politik eine Mit-
schuld an dieser Situation hat, weil sie neo-
liberalen Denkmustern keinen Einhalt ge-
boten hat?
Wenn man sagt, der Neoliberalismus ist an 
allem schuld, dann wirkt das natürlich 
ebenso vereinfachend. Aber ein wichtiger 
Aspekt des Neoliberalismus ist die Konsu-
mentensouveränität. Das ist ein Gesell-
schaftsbild, in dem der Souverän, also der 
letztgültige Entscheider, der Konsument ist. 
Weil Wettbewerb eben nur mit Konsument-
scheidungen funktioniert, weil sich am 
Markt nur die gefragtesten Güter durchset-
zen und so weiter. Und dieses Bild des sou-
veränen Konsumenten ist vielleicht der ge-
fährlichste Teil an dieser Geschichte.

Warum?

Wenn man glaubt – und das hat die Politik 
seit den 90er-Jahren spätestens auch inter-
national vermittelt –, dass der Konsument 
der wichtigste Akteur in der Gesellschaft 
und der Globalisierung ist, dann möchte 
man nicht Rechenschaft ablegen über die Art 
und Weise, wie man konsumiert. Im Bild der 
Konsumentensouveränität wird auch argu-
mentiert, dass der Markt eigentlich die bes-
sere Demokratie ist, weil man sich nicht den 
Mehrheiten anpassen muss. Die Frage ist, 
inwieweit diese Haltung Demokratie 
schwächt und demokratische Prozesse ab-
wertet. Und nicht zuletzt hat Politik das Pro-
blem des Klimawandels und der nötigen An-
passung immer kleingeredet und ins Lächer-
liche gezogen. Das kommt alles zusammen.

Schauen wir mal auf die aktuelle Situation, 
die drohende Energiekrise: Da sagt die Poli-
tik ja sehr deutlich, dass die Lage ernst ist, 
und ruft zu Verzicht auf. Verändert sich also 
gerade etwas?
In der Tat ist es bemerkenswert, dass wir uns 
jetzt mit unserem Verhalten als Individuen 
auseinandersetzen müssen, wie es vorher 
nicht der Fall war. Jetzt sind wir an einem 
Punkt, wo wir das Hemmungs- und Grenzen-
lose nicht haben, sondern genau das Gegen-
teil. Und wir merken, dass wir das gar nicht 
richtig eingeübt haben. Sowohl aufseiten der 
Bürgerinnen und Bürger als auch der Politik 
ist es schwierig, damit richtig umzugehen. 
Allerdings ist das durch eine Kriegshandlung 
bedingt. Wir duschen also nicht kürzer we-

gen des Kli-
mawandels, 

sondern es ist 
das Wissen um eine 

mögliche Verknap-
pung von Ressourcen, die 

wir im Winter brauchen. Es ist 
die Frage, ob das jetzt wirklich ein 

Mentalitätswechsel ist. Ich hoffe es.

Aber Sie sind skeptisch?
Ich finde, man merkt, dass die Politik das in-
dividuelle Verhalten gar nicht so richtig steu-
ern will. Es geht meist um öffentliche Ein-
richtungen und um Unternehmen. Noch sind 
wir ja gar nicht so weit, dass uns als Bürge-
rinnen und Bürgern direkt etwas verboten 
wird. Es wird dazu aufgerufen, dass wir von 
uns aus etwas tun. Aber wir sind auch auf-
gerufen, unser klimaschädliches Verhalten 
anzupassen, und das machen viele ja auch 
nicht. Der entscheidende Punkt wird kom-
men, falls der Staat die Entscheidung fällen 
muss, dass Appelle alleine dann doch nicht 
helfen.

Während der Pandemie war es ja so.
Natürlich hat der Staat das in der Corona-
krise auch gemacht. Aber die Coronakrise ist 
singulär, weil man weiß, eine Pandemie ist 
irgendwann vorbei. Wir hoffen doch eigent-
lich alle, dass wir zurück zur Normalität 
kommen. Da soll sich ja strukturell gar nichts 
ändern. Und vielleicht ist das bei der Gas-
krise auch so. Natürlich möchte man gern 
Gas ersetzen durch erneuerbare Energien, 
aber dahinter steckt nicht die Überlegung: 
Wir wollen auf Dauer unsere Verhaltenswei-
sen ändern.

Sie sehen da Parallelen?
Beides, Pandemie und Krieg, sind Zeit-
punkte, wo der Staat seine Rolle als Verhal-
tensregulierer neu mit Leben füllen muss. 
Und man merkt, dass Politikerinnen und 
Politiker das nicht so leicht können, und dass 
Bürgerinnen und Bürger das auch nicht so 
leicht annehmen, weil wir in dieser Illusion 
leben, dass man das eigentlich nicht darf. 
Aber die notwendigen Anpassungen mit 
Blick auf den Klimawandel müssen viel ein-
schneidender und dauerhafter sein, als wir 
uns das jetzt vorstellen können.

Müsste die Politik Ihrer Meinung nach mu-
tiger sein?
Wir bekommen ganz häufig vermittelt: 
Eigentlich ist alles gut so, wie es läuft. Die 
Politik sagt, der hart arbeitende Mann, die 
hart arbeitende Frau verdienen sich durch 
ihre harte Arbeit ein Konsummuster, das 
nicht nachhaltig ist. Es wird ihnen zugespro-
chen, dass sie Billigfleisch grillen, dreimal 
nach Mallorca fliegen im Jahr, mit dem Auto 
mit Verbrennermotor überall hinfahren. Das 
ist für mich das am wenigsten Verständliche: 
Dass man nicht versucht, klar zu machen, 
dass wir auch eine hohe Lebensqualität ha-

ben können, die nachhaltig ist. Aber da-
für müssen wir etwas ändern. Stattdes-
sen sagt man, der Markt wird die richtige 
Lösung finden. Und dann muss man sich 
fragen: Warum hat er das nicht schon 

längst geregelt?

Sie glauben nicht daran?
Der Neoliberalismus steht und fällt mit die-

ser Marktromantisierung. Nur weil man an-
fängt, Märkte und Marktmechanismen zu 
kritisieren, heißt das ja nicht, dass man gern 
sozialistische Planwirtschaft als Alternative 
hätte. Aber dass Märkte eben nicht wert-, 
macht- oder normfreie Orte sind, sollte man 
schon vor Augen haben. Wir als Einzelne 
sind ja auch marktgetrieben und alles andere 
als souverän. Wir müssen ganz oft nehmen, 
was da ist und große Firmen uns anbieten. 
So schön, wie der Markt im Lehrbuch darge-
stellt wird, ist er eigentlich nie.

Aber zunehmend bemühen sich Unterneh-
men doch um Nachhaltigkeit – allein, wenn 
man sich anschaut, wie stark der Markt an 
Bio- und vegetarischen Produkten gewach-
sen ist. Stimmt Sie das nicht positiv?
Man muss aufpassen, dass man nicht kom-
plexe Gebilde wie den Markt und die Markt-
wirtschaft zu einfach betrachtet, da gibt es 
positive und negative Seiten. Es ist nicht so, 
dass die Konsequenz sein muss, dass wir nur 
durch Verbote und Verzicht die Transforma-
tion zur Nachhaltigkeit schaffen. Das wäre 
lächerlich, das passiert so nicht. Natürlich 
muss man da auf den Markt setzen, wo er 
funktioniert, und sich freuen über Entwick-
lungen, die zum Guten führen. Ich sage nur: 

Verbot und Verzicht von staatlicher Seite 
werden in diesem großen Mosaik der not-
wendigen Veränderungsschritte zwei kleine 
Steinchen sein. Und zu sagen, es geht auch 
ohne eine Politik mit Verbot und Verzicht, 
halte ich für unrealistisch.

Muss man aber nicht auch eine Art Ersatz 
schaffen, wenn man die Konsumfreiheit be-
schränkt? Eine neue Freiheitsvorstellung, 
eine Zukunftsvision?
Ich glaube, das ist eine der ganz großen Un-
bekannten. Es geht da um Gesellschaftser-
zählungen, mit denen man den Leuten klar-
machen kann, wo man hinwill. Der Kommu-
nismus war so eine Erzählung, der Faschis-
mus war so eine Erzählung. Der Neolibera-
lismus macht das auch. In seiner vereinfa-
chenden Art bietet er ein wunderbares Nar-
rativ: Es geht immer weiter, und der nach-
folgenden Generation geht es immer besser 
als der davor. Das ist für viele Menschen in 
der Bundesrepublik – gerade für die Gene-
ration des westdeutschen Wirtschaftswun-
ders – auch plausibel, weil sie es so erlebt ha-
ben. Und jetzt muss man dem etwas ent-
gegensetzen, was einzig und allein zukünf-
tiges Wunschdenken ist. Es gibt viele Vor-
schläge, wohin unsere Gesellschaft steuern 
sollte, aber es gibt keinen Konsens darüber 
und nichts, was diskutiert wird, klingt ein-
fach und ist leicht umzusetzen. Ganz im 
Gegensatz zum neoliberalen Weltbild. Und 
das ist vielleicht die größte Hürde: Dass wir 
es ideologisch mit einem Gegner zu tun ha-
ben, der in seiner Einfachheit nicht zu schla-
gen ist.

Das Gespräch führte Katia Backhaus.

G E S E L L S C H A F T:  P H I L I P P  L E P E N I E S  B E K L AG T  D I E  M A N G E L N D E  A K Z E P TA N Z  V O N  V E R B OT E N

Herr Lepenies, Ihr Buch trägt den Titel „Ver-
bot und Verzicht“. Das klingt erst einmal 
eher abschreckend. Hatten Sie Sorge, dass 
sich ein Buch mit so einem Titel nicht ver-
kauft?
Philipp Lepenies: Nein. Der Titel nimmt ja 
bewusst Bezug auf die beiden am häufigs-
ten genutzten Schlagwörter, wenn es in 
Deutschland um Maßnahmen gegen den Kli-
mawandel geht, die irgendwie den privaten 
Konsum einschränken würden. In den letz-
ten zehn Jahren lautete die Abwehrreaktion 
auf solche Vorschläge immer: „Wir sind 
gegen Verbot und Verzicht!“

Spricht der Titel also Leute an, die Verbot 
und Verzicht ablehnen?
Das Buch richtet sich eher an Menschen, die 
politische Debatten verfolgen und denen 
auffällt, dass diese beiden Begriffe häufig 
genannt werden. Der Titel soll Wiedererken-
nungswert haben und spielt ein bisschen 
auch damit, dass man nicht weiß: Ist das ein 
Buch, das einen Verbots- und Verzichtskata-
log anbietet? Und dann ist man positiv über-
rascht, wenn man reinguckt. Letztendlich 
ist es ein wissenschaftliches Buch, das ver-
sucht, ein soziales und politisches Phäno-

men zu erklären. Und das Phänomen ist, 
dass man mit diesen Begriffen bei uns ganz 
aufgeheizte politische Debatten führt.

Gab es einen bestimmten Moment in diesen 
Debatten, der für Sie der Anlass war, um sich 
damit näher zu beschäftigen?
Mich hat es irritiert, dass sich diese rhetori-
sche Keule so verfestigt hat. Meistens beka-
men die Grünen sie ab, und alle anderen 
außer den Grünen nutzten sie. Ich fand irri-
tierend, dass man mit dem Argument „Ver-
botspolitik“ gar nicht die Sache selbst disku-
tiert, sondern das Instrument. Dass Politik 
verbieten darf und dass Politik Maßnahmen 
ergreifen darf, um die Menschen zu Verzicht 
zu bewegen, ist für viele gar nicht denkbar. 
Und da gibt es einen breiten Konsens, sich 
nichts vorschreiben lassen zu wollen. In al-
len Parteien außer bei den Grünen. Auch in 
großen Teilen der Gesellschaft. Dem wollte 
ich auf den Grund gehen. 

Und der konkrete Anlass?
Die Anzeigenkampagne der „Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft“ aus dem Wahl-
kampf 2021, „Annalena und die zehn Ver-
bote“, da war für mich der Gipfel der Verbots-
rhetorik erreicht. Und es war tatsächlich der 
Gipfel, weil dann ja auch die kritischen Stim-
men sehr deutlich zu hören waren.

Wenn über das Instrument anstelle der In-
halte diskutiert wird, ist das ja eine starke 
Vereinfachung der politischen Debatte.
Absolut. Weil diese Vereinfachung eingebet-
tet ist in eine sehr vereinfachte Erzählung 
darüber, wie Gesellschaft und Politik funk-
tionieren. Wenn wir uns neoliberal ausrich-

„Dass Politik verbieten darf, ist für viele gar nicht denkbar“

Die Produktion von Einwegplastikprodukten wurde 2021 EU-weit verboten, um die Müllmengen 
zu reduzieren und die Entstehung klimaschädlicher Gase zu verhindern. FOTO: PLEUL/DPA
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„Mich hat es irritiert,  
dass sich diese rhetorische 

Keule so verfestigt hat.“

„Es gibt viele Vorschläge, 
wohin unsere Gesellschaft 

steuern sollte.“

G
RA

FIK: M
A

JETIC


